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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Der brutale Angriff der Hamas auf Israel 
bringt die Welt in Aufruhr – und dass 
damit verbundene „Massaker mit Ansa-
ge“ des israelischen Staates gegen die 
palästinensische Bevölkerung raubt ei-
nem den Atem. Der jahrelange Konflikt 
eskaliert erneut – doch wie kann eine 
revolutionäre Antwort darauf aussehen? 

Hunderttausende Palästinenser:innen 
flüchten nun in den Süden von Gaza, von 
einer Seite eines Gefängnis in die Andere. 
Doch auch weltweit fliehen jeden Tag 
Tausende von Menschen mit der Hoff-
nung auf ein sicheres Leben. Die, die 
Glück haben, dürfen in Europa bleiben. 
Und dann auch ihre Arbeitskraft zur Ver-
fügung stellen – aber „natürlich“ ist ihr 

Lohn weit unter dem Durchschnitt. Die 
deutschen Kapitalist:innen nutzen ihre 
prekäre Lage, um noch mehr Profite zu 
erwirtschaften. 
Ein wenig anders sieht es bei den Arbei-
ter:innen der Deutschen Bahn aus, sie 
wollen bessere Arbeitsbedingungen und 
höhere Löhne, doch Gewerkschaftsbosse 
und Konzernchefs gehen hier scheinbar 
Hand in Hand: es wird im Betrieb gespal-
ten und mit leeren Phrasen um sich ge-
worfen. Auch in Österreich wird ge-
kämpft, hier im Care- und Bildungsbe-
reich – wir berichten über die aktuellen 
Kämpfe und Organisation der Streiken-
den. 
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Der deutsche Bundeskanzler Scholz 
twitterte gleich zu Beginn, der Raketen-
beschuss aus Gaza und die eskalierende 
Gewalt erschüttere „uns“ zutiefst. 
Deutschland verurteile diese Angriffe 
der Hamas und stehe „an der Seite Isra-
els“. Ganz ähnlich tweetete der österrei-
chische Kanzler Nehammer: „Österreich 
steht im Kampf gegen Terror geeint hin-
ter Israel“. Außenministerin Baerbock 
ist dafür nach Israel gereist und versi-
cherte: „Israels Sicherheit ist für uns 
Staatsräson.“ Und nach einer Woche 
Bombardierung von Gaza versichert die 
deutsche EU-Kommissionspräsidentin 
von der Leyen dem israelischen Staat 
volle Unterstützung. 

Das heißt, sie stellen sich hinter eine 
rechtsradikale Regierung, die den Gaza-
streifen, dieses mit 2,3 Millionen Men-
schen bevölkerte Freiluftgefängnis, ab-
riegelt, aushungert und bombardiert 
und die aus ihrer rassistischen Men-
schenverachtung keinen Hehl macht: 
„Kein Essen, kein Wasser, kein Gas. Al-
les ist gekappt. Wir kämpfen gegen 
menschliche Tiere.“ – so der israelische 
Verteidigungsminister zu Beginn der 
Angriffe. Der israelische Präsident 
Netanyahu kündigte an, Gaza in Schutt 
und Asche legen zu wollen. Sie machen 
ernst! 

Der blutige Weg der Hamas ... 

Das ist ihre Antwort auf den groß ange-
legten Angriff der im Gazastreifen herr-
schenden Hamas am 7. Oktober, bei 
dem Tausende Raketen in Richtung des 
israelischen Staates abgefeuert und 
1.400 israelische Soldat:innen und Zivi-
list:innen getötet, 3.400 verletzt und 199 
entführt wurden. Die große Zahl der 
Opfer unter israelischen Zivilist:innen 
und die dazugehörigen Bilder sind er-

schütternd. Aber vergessen wir nicht, 
wer die politische Verantwortung trägt: 
Die jahrzehntelange Apartheid-Politik 
des israelischen Staates kann nichts 
anderes als Wut in der palästinensi-
schen Bevölkerung hervorrufen. Der 
israelische Staat und seine Politik ha-
ben diesen Gewaltausbruch vorbereitet. 
Dieser Staat geht über Leichen: die sei-
ner „eigenen“ Zivilbevölkerung und die 
der palästinensischen. 

… führt Palästina in die Sackgasse 

Dabei kämpft die Hamas in keiner Wei-
se für soziale Gerechtigkeit oder die 
Emanzipation der Völker. Sie ist eine 
reaktionäre, antisemitische und arbei-
ter:innenfeindliche Organisation, die 
von Regierungen unterstützt wird, die 
ebenso unterdrückerisch sind wie ihre 
Feinde, allen voran die Islamische Re-
publik Iran. 

Die Politik der Hamas ist eine Sackgas-
se für die palästinensische Bevölkerung. 
Ihr „Überraschungsangriff“ auf die isra-
elische Zivilbevölkerung ist auch ein 
Coup gegen konkurrierende palästinen-
sische Organisationen. Er erfolgte vor 
dem Hintergrund der Annäherung ara-
bischer Staaten an Israel und die USA, 
die die palästinensische Sache als Ne-
bensächlichkeit unter den Tisch zu keh-
ren drohte. Doch der Graben von Blut 
und Gewalt, der sich immer weiter auf-
tut zwischen Palästinenser:innen und 
Israel:innen ist auf beiden Seiten Was-
ser auf die Mühlen der rechtsextremen 

Hardliner. Die gewaltsame Politik des 
israelischen Staates wird der Hamas 
neue Kräfte in die Arme treiben. Aber 
damit kommt die palästinensische Be-
völkerung ihrer Befreiung keinen 
Schritt näher. 

Terror des israelischen Staates 

Denn der Gegenschlag der rechtsextre-
men Regierung Netanjahus war zu er-
warten und die Rache erfolgte prompt: 

Aus Gaza erreichen uns jeden Tag un-
zählige Hilferufe von Menschen, die 
wissen, dass sie morgen oder übermor-
gen sterben könnten. Stand Montag-
morgen hat das israelische Militär seit 
Beginn der Angriffe mehr als 2000 
Menschen in Gaza getötet und knapp 
10.000 verletzt, darunter auch sehr vie-
le Kinder. Auch in der Westbank wur-
den etwa 60 Palästinenser:innen getö-
tet und 1.200 verletzt. Und das ist erst 
der Anfang. Die Leben palästinensi-
scher Kinder und Jugendlichen zählen 
genauso, wie die der israelischen Kinder 
und Jugendlichen! 

Diese Toten kommen zu den Hunderten 
von Opfern der Verbrechen der israeli-
schen Regierung seit Anfang dieses Jah-
res hinzu ... und zu den Tausenden von 
Opfern seit über 75 Jahren. 

Die israelische Regierung kann den-
noch auf die Unterstützung der imperi-
alistischen Großmächte zählen. Doch 
als im Mai dieses Jahres die israelische 
Luftwaffe den Gazastreifen bombardier-

INTERNATIONAL  

Solidarität mit der Bevölkerung Palästinas! 
Gegen Imperialismus, Apartheid und Antisemitismus – 

für die soziale Revolution! 

>> Ein Volk, das ein anderes 
unterdrückt, kann nicht frei sein! << 

I m Gegensatz zu den imperialistischen Regierungen und den politischen Parteien in Deutschland und 
Österreich bekräftigen wir unsere Solidarität mit dem palästinensischen Volk. Wir sind Zeugen eines 
Massakers mit Ansage in Gaza. Dazu können wir nicht schweigen. 
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te, dabei rund 100 Gebäude zerstörte 
und 2.500 Menschen obdachlos machte, 
wer von all diesen Leuten sprach da von 
„Terrorismus“? Wer von ihnen spricht 
von Terrorismus, wenn israelische Bull-
dozer im Westjordanland palästinensi-
sche Häuser zerstören, um Platz für 
neue israelische Siedlungen zu 
schaffen? Wenn radikale Siedler:innen 
im Westjordanland Jagd auf Palästinen-
ser:innen machen, unter den Augen 
israelischer Soldat:innen? 

Sie verhärten die Fronten ... 

Der israelische Regierungschef Netanja-
hu will von dem Angriff der Hamas pro-
fitieren und hat eine Regierung der 
„Einheit“ geschaffen. Er will die israeli-
sche Bevölkerung hinter sich und seine 
mörderische Politik versammeln, in der 
Hoffnung, so aus einer monatelangen 
politischen Krise mit Massenprotesten 
gegen sein Regime herauszukommen. 
Die großen Demonstrationen der letz-
ten Monate hatten sich gegen Netanja-
hus Pläne für Verfassungsänderungen 
gerichtet, die seine Macht stärken sol-
len. 

… wir müssen sie brechen! 

Solange die palästinensische Bevölke-
rung in den Ghettos von Gaza und dem 
Westjordanland eingesperrt ist, solange 
sie Zerstörung, Besatzung und Gewalt 
erleiden muss, wird die israelische Be-
völkerung weiterhin in einem perma-
nenten Kriegszustand leben. Ein Volk, 
das ein anderes unterdrückt, kann nicht 
frei sein! Es sind der Krieg, den das zio-
nistische Regime gegen das palästinen-
sische Volk führt, und die Apartheid, die 
es dem Regime ermöglichen, sich weiter 
zu verhärten, auch gegen die eigene Be-
völkerung, und zwar sowohl in Bezug 
auf die Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen als auch einfach in Bezug 
auf die demokratischen Rechte. 

Es wäre die Solidarität der israelischen 
Arbeiter:innen und Armen mit den Ar-
beiter:innen in Palästina, und die Soli-
darität der arabischen Bevölkerung in 
den Nachbarländern, die dem zionisti-
schen Staat gefährlich werden kann. 
Nötig ist genauso internationale Solida-
rität gegen die gewaltsame Politik die-
ses israelischen Staates. Eine internati-

onale Solidarität, die die Palästinen-
ser:innen aus der Isolation herausholt 
und die israelische Arbeiter:innenklasse 
und Jugend ermutigt, mit ihrem Staat 
und der zionistischen Ideologie zu bre-
chen. 

Die Welt protestiert – trotz Verboten 

Und während in vielen Städten der 
Welt Demonstrationen stattfinden, um 
die Solidarität mit den Palästinensern 
und Palästinenserinnen auszudrücken, 
in New York, in London, Manchester, in 
Bagdad und anderen Städten, werden in 
Deutschland Demonstrationen verbo-
ten und unterdrückt unter dem Vor-
wand, es könnte möglicherweise Hamas
-Sympathisanten geben, die die Kund-
gebungen für ihre Zwecke ausnutzen. 
Die palästinensische Flagge wird be-
handelt, als wäre sie ein terroristisches 
Symbol. In Berlin sind Lehrkräfte aufge-
fordert, das Tragen des Palästinensertu-
ches oder von Aufklebern zu unterbin-
den. Aber dennoch gehen auch in 
Deutschland Menschen auf die Straße 
in Solidarität mit Gaza und für einen 
Frieden in der Region für alle Men-
schen. Doch dieses Ausmaß der Unter-
drückung der Meinungsäußerung ist 
unerträglich. Das wollen und können 
wir nicht hinnehmen. Genauso akzep-
tieren wir nicht, dass die Solidarität mit 
einer Bevölkerung, die seit 70 Jahren 
Vertreibung, Besatzung und Apartheid 
erlebt, mit Verherrlichung von Terroris-
mus oder Antisemitismus gleichgesetzt 
wird. Zu dem Drama in Gaza, das live 
vor unseren Augen passiert, können wir 
nicht schweigen. Das ist eine einfache 
Frage der Menschlichkeit. 

• Sofortiger Stopp der Blockade und der 
Bombardierungen Gazas! 

• Eine sozialistische Perspektive für alle 
Ausgebeuteten und Unterdrückten der 
Region kann die Spirale rechtsextremer 
Gewalt durchbrechen, für die der Impe-
rialismus die Hauptverantwortung 
trägt. 

16. Oktober 2023 
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AUS DEN BETRIEBEN  

Die Verhandlungen über Löhne bei der 
Transdev hat die GDL gerade für geschei-
tert erklärt. Bei der Deutschen Bahn (DB) 
ist die erste Verhandlungsrunde am 9. 
November. Die GDL-Mitglieder haben 
von ihrem Chef aus der Presse erfahren, 
dass es schnell – wenn überhaupt – ein 
oder zwei Warnstreiks und schnell eine 
Urabstimmung unter den Mitgliedern 
über längere Streiks geben soll. Einen 
„Weihnachtsfrieden“ werde es nicht ge-
ben. Starke Worte … 

Starke Worte, auch um sich von der grö-
ßeren berufsübergreifenden Eisenbahn-
verkehrsgewerkschaft EVG abzugrenzen. 
Die EVG ihrerseits hatte ihre Verhand-
lungsrunde im Sommer beendet mit ei-
nem Ergebnis, das von 48 % der Mitglie-
der abgelehnt wurde. Es ist zu hören, 
dass Kolleg:innen zur GDL gewechselt 
sind oder wechseln wollen. Schon wäh-
rend der monatelangen Verhandlungs-
runde hatte es viele Diskussionen unter 
den Bahner:innen gegeben angesichts 
der ewigen intransparenten Verhandle-
rei und gerade einmal zwei kurzen 
Warnstreiks. Aus dem Lager des GDL-
Gewerkschaftsapparates kamen hämi-
sche Bemerkungen. Die GDL ist in der 
Lage, die Kritik an der EVG für sich zu 

nutzen nach dem Motto: wir können es 
besser. Die GDL, die nur ca. 30.000 Mit-
glieder hat, kann für sich in Anspruch 
nehmen, in den letzten Jahren eher mal 
gestreikt zu haben. Aber: während der 
Streiktage der EVG in diesem Frühjahr 
hat sie ihren Mitgliedern verboten, soli-
darisch zu sein und mitzustreiken. 

Was kann man von der anstehenden 
Tarifrunde der GDL erwarten? 

Der Vorstand hatte Anfang Juni die For-
derungen bekannt gegeben: 555 Euro 
monatlich mehr Geld, Verkürzung der 
Arbeitszeit für Schichtarbeitende auf 35 
Stunden pro Woche und mehr. Gleich-
zeitig hatte er die Gründung einer ge-
werkschaftseigenen Leiharbeitsfirma 
zum Verleih von Lokführer:innen an 
Bahnunternehmen veröffentlicht. Eine 
Gewerkschaft wird zum „Arbeitgeber“ 
und schickt dann Personal an … die DB? 
An Transdev? Knallharter Klassenkampf 
ist so nicht zu erwarten. Aber das ver-
spricht GDL-Chef Weselsky auch nicht, 
der stolz auf die „professionelle Ge-
sprächsathmosphäre“ mit den Bahnvor-
ständen ist. 

Dazu gibt es ein rechtliches Problem. Es 
gibt seit einigen Jahren ein „Tarifein-

heitsgesetz“ in Deutschland, das sagt, 
dass in einem Betrieb nur die Tarifwerke 
der Mehrheitsgewerkschaft gelten sol-
len. Es sei denn, Unternehmen und Ge-
werkschaften sprechen sich ab. Bei der 
DB gelten daher in den meisten Betrie-
ben nur die Tarifverträge der EVG (auch 
wenn bisher niemand korrekt die Mit-
glieder nachgezählt hat). Dieses unde-
mokratische Verdrängen macht die Leu-
te so richtig sauer. Das kann die Streikbe-
reitschaft eher erhöhen, aber auch zu 
einem Deal führen... 

Auch wenn derzeit alles nach bekann-
tem Geschachere aussieht, bei dem die 
Mitglieder aufgerufen sind zu folgen und 
nichts zu entscheiden, bei den Bah-
ner:innen ist mit Streiks zu rechnen. Es 
ist unüberhörbar, dass die Stimmung bei 
den Bahner:innen schlecht ist. Für den 
GDL-Vorstand werden das 
„Schicksalsstreiks“ sein, geht es doch 
darum, so große Streiks hinzulegen, dass 
die DB und die Bahnbranche an der GDL 
nicht vorbei können. Bei den Beschäftig-
ten geht es um die fehlende Wertschät-
zung, was sich bei den miserablen Ar-
beitszeiten, den Pausenräumen und all 
den Belastungen des Arbeitsalltags zeigt. 
Es gibt eine Streikbereitschaft, weil so 
viele Forderungen offen sind. Oder sei es 
nur als Revanche für die Arroganz des 
Bahnvorstandes, der aalglatt sich die 
Gehälter und Boni erhöht, aber jede klei-
ne Forderung zurückweist und behaup-
tet, die Bahner:innen hätten „Maß und 
Mitte verloren“. Die DB sorgt selbst da-
für, dass die Streiks stark werden könn-
ten. Freuen wir uns auf eine neue Streik-
runde bei der Bahn, die zeitlich mit 
Warnstreiks im Öffentlichen Dienst zu-
sammenfällt … 

Sabine Müller, Berlin 

W eselsky, der Chef der Lokführergewerkschaft GDL (Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer), spekuliert pressewirksam über Streiks bei der Deutschen Bahn sowie 
dem Bahn- und Busunternehmen Transdev. Der Gewerkschaftsboss, stets mit korrekt 
gebundener Krawatte, setzt auf sein Image als „Krawallmacher“ und als jemand, der nicht 

um den heißen Brei redet. Das kommt bei den Mitgliedern an. Was davon ist bloßes Theater und wo fängt 
echter Arbeitskampf an? 

Deutsche Bahn 
An markigen Sprüchen mangelt es nicht 
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Am 1. Streiktag gab es dezentrale Aktio-
nen in den verschiedenen Bezirken. Von 
einer Demo durch Neukölln, über eine 
Fahrraddemo von Kolleg:innen der Be-
rufsbildenden Schulen, über ein Streik-
treffen im Zirkuszelt in Pankow bis zur 
großen Streikversammlung in Mitte – 
eine Reihe an vielfältigen Veranstaltun-
gen. Am 2. Streiktag gab es eine zentrale 
Streikdemo mit mehr als 3300 Lehrkräf-
ten und am 3. Streiktag zum zweiten 
Mal eine berlinweite Streikversamm-
lung mit 1400 Lehrkräften im Mauer-
park. 

Bei der ersten großen Streikversamm-
lung im Juni sprach sich die übergroße 
Mehrheit der 1500 Teilnehmenden für 
die Einbeziehung der Erzieher:innen 
aus, für eine Ausweitung des Streiks auf 
5 Tage und eine Fortsetzung des Streiks 
kurz nach den Sommerferien. Nichts 
von diesen Forderungen wurde von der 
Gewerkschaftsspitze umgesetzt – sie 
möchte die Kontrolle über den Streik 
behalten. 

Keine Streikdemokratie 

Ein Streik sollte nach unserer Auffas-
sung immer von denjenigen geführt 
werden, die streiken. Die Streikenden 
selbst haben das größte Interesse daran, 
dass der Streik erfolgreich ist. Sie wis-
sen am ehesten wo, wann und welche 
Aktionen sinnvoll sind, um den Druck 
zu erhöhen und mehr Kolleg:innen für 
den Streik zu mobilisieren. Die Satzung 
der GEW sieht eine solche Demokratie 
jedoch nicht vor, so wie alle anderen 
Gewerkschaften des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes. Die Gewerkschaftsfüh-
rungen wollen die Kontrolle über alles, 
was im Streik passiert, behalten. Bei der 
ersten Streikversammlung im Juni ver-
loren sie mehr oder weniger diese Kon-
trolle und die Streikenden gaben ein 
eindeutiges Stimmungsbild für die Aus-
weitung des Streiks. Die Landesdele-

giertenversammlung (das höchste Gre-
mium der GEW) beschloss Ende Juni, 
dass das zuständige Organ der GEW 
unter größtmöglicher Mitgliederbeteili-
gung einen Kampagnenplan entwirft. 
Die Interpretation der GEW-Führung 
davon war, einen Plan auszuarbeiten 
und den Streikenden diesen Plan vor 
der Streikversammlung auszuteilen, 
allerdings ganz ohne Diskussion. 

Bei der jetzigen Streikversammlung 
wurde von Anfang an klipp und klar von 
der GEW-Spitze angesagt, dass diese 
Versammlung nur dem Austausch die-
ne und, dass diese Versammlung keine 
Beschlüsse fassen könne. Trotz dieser 
undemokratischen Ansage, stimmte die 
überwiegende Mehrheit der Teilneh-
menden weiterhin dafür, dass die Erzie-
her:innen mit zum Streik aufgerufen 
werden und das es keine Streikpause 
geben soll. 

Streikpause wegen der TV-L Runde 

Ab November wird es Streiks für den 
Tarifvertrag der Länder geben. 10,5% 
mehr Lohn, aber mindestens 500 Euro 
mehr werden gefordert. Die GEW Berlin 
will zu dieser Zeit keine Streiks für den 
TV-G. Das würde eine Streikpause von 

drei oder vier Monaten bedeuten. Dabei 
wäre die TV-L Runde die Möglichkeit 
die Forderungen des TV-G bekannter zu 
machen und die Erzieher:innen mit 
einzubeziehen. Die dürfen nämlich 
beim TV-L mitstreiken. 

Der Gegner bleibt der Senat 

Auch wenn die Führung der GEW die 
Entscheidungen der Streikversamm-
lung und der Landesdelegiertenver-
sammlung übergeht, muss die Basis 
weiterhin mobilisiert werden, damit der 
Streik erfolgreich sein kann. 

Der Senat, bestehend aus der SPD und 
CDU, hat kein Interesse daran mehr 
Geld in Bildung zu investieren. Ganz im 
Gegenteil. Vor den Sommerferien wur-
den noch Kürzungen im Sozialbereich 
verkündet, die auch vor den Schulen 
nicht halt machten. Die Lieblingspro-
jekte des Senats sind aktuell der Ausbau 
der Autobahn und die Aufrüstung der 
Polizei. Im Dezember wird der neue 
Berliner Haushalt beschlossen. Das wä-
re die Möglichkeit mit Streiks bis dahin 
Druck aufzubauen und nicht mit einer 
Streikpause den Senat auch noch zu 
entlasten. 

Karl Gebhardt, Berlin 

Von Streiktag zu Streiktag – 
aber mit welcher Perspektive? 

V om 10. bis zum 12. Oktober haben die Streiktage 15 bis 17 im Kampf für kleinere Klassen und bessere 
Bildung stattgefunden. Seit 2 Jahren versucht die GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft) 
einen Tarifvertrag Gesundheitsschutz (TV-G) zu erstreiken. Bisher ohne Erfolg. 

Streikversammlung der Lehrkräfte 
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Ein Projekt für das Leben? 

Ständig hören wir die Propaganda, dass 
Millionen von Migrant:innen in 
Deutschland leben wollen. Menschen, 
die zum Beispiel vor einem Krieg fliehen, 
versuchen jedoch erstmal in der Nähe 
ihrer Heimat zu bleiben. Syrer:innen, die 
ab 2011 wegen des Kriegs ihr Land verlas-
sen mussten, sind vor allem in der Türkei 
geblieben. Im Libanon (5,5 Millionen 
Einwohner:innen) leben laut offiziellen 
Angaben über 800.000 Geflüchtete, die 
meisten davon aus Syrien. Viele vertrie-

bene Menschen wollen eher so früh wie 
möglich in ihr Herkunftsland zurück-
kehren, wie zahlreiche Ukrainer:innen 
und Migrant:innen aus dem globalen 
Süden, die in Europa nach Wegen su-
chen ihre Familien daheim zu unterstüt-
zen. 

Das Öl im Räderwerk der Wirtschaft 
Die prekären Arbeitsbedingungen der 
meisten Migrant:innen sind schon lange 
eine willkommene Stellschraube für die 
Wirtschaft der imperialistischen Länder. 
Bei der Industrie, wenn die sogenannte 
„Transformation“ drängt, wenn Kurzar-
beit oder gar Sozialpläne kommen, dann 
sind sie schon nicht mehr da: als prekäre 
Arbeitskräfte stehen sie früher als die 
Stammbelegschaften vor der Tür. Für 
jene, die keinen Zugang zum legalen Ar-
beitsmarkt haben, ist die Situation noch 
prekärer. Denjenigen, die in Deutschland 
der „irregulären Migration“ zugeordnet 
werden, bleibt in der Regel nur Schwarz-
arbeit, um halbwegs über die Runden zu 
kommen. In Berlin machen Geflüchtete 

Büros in der Nacht sauber, ganz diskret, 
bevor am Morgen die Deutschen zurück-
kommen ... Diese Migrant:innen haben 

zwei Jobs oder mehr, weil sie ihren Fami-
lien in den Herkunftsländern Geld schi-
cken wollen bzw. deren Überleben an 
den regelmäßigen Auslandsüberweisun-
gen hängt. Auch weil diese Verbindung 
mit dem Geburtsland lange hält, arbei-
ten zahlreiche Geflüchtete viele Stunden 
und das zu miesen Bedingungen. 

Von Schwarzarbeit zu „Arbeitspflicht“? 
Im Vorfeld der deutschen Ministerpräsi-
dentenkonferenz Mitte Oktober wurde 
eine ekelhafte Debatte gestartet. Auf den 
Tisch kam die Idee Geflüchtete zu Arbeit 
zu verpflichten – dabei wurde Vielen 
gerade vom deutschen Staat eine Ar-
beitserlaubnis bisher verwehrt! Die Idee, 
die Geflüchteten zu „gemeinnütziger 
Arbeit“ zu zwingen, fand sowohl bei 
Kanzler Scholz als auch beim grünen 
Vizekanzler Gefallen. Nun wird ein Ge-
setz vorbereitet. Der Lohn würde bei 80 
Cent die Stunde (!) liegen, was nicht ein-
mal einem Zehntel des Mindestlohns 
entspricht. Ein solcher Sklav:innenlohn 
freut schon die Ministerpräsident:innen 

der Länder, wo nach so viele Kürzungen 
im öffentlichen Dienst die Arbeitskräfte 
fehlen. Wo einerseits die Privatwirt-
schaft diskret von Schwarzarbeit profi-
tiert, werden andererseits Kommunen 
und Länder Geflüchtete legal ausbeuten 
können. 

Unabhängig davon, ob dieses Gesetz zu-
stande kommt oder nicht, suggeriert die 
Politik mit der Debatte um die Arbeits-
pflicht, dass Geflüchtete faul seien. Bei 
einem Stundenlohn von 80 Cent 
schwingt ganz beabsichtigt mit, dass die 
Arbeit von geflohenen Menschen deut-
lich weniger Wert sei, als die von den 
„guten Deutschen“ ... 

Sand im Getriebe 
Den Geflüchteten, wie uns allen, wird 
nichts geschenkt. Manche sind unsere 
direkten Arbeitskolleg:innen, andere 
müssen an den illegalisierten und prekä-
ren Rändern der kapitalistischen Aus-
beutungsmaschine schuften. Zum Glück 
lernen sie den Klassenkampf schnell. 
Erst kürzlich haben 80 Lkw-Fahrer aus 
Georgien, Usbekistan und anderen Län-
dern einige Wochen auf der A5 Raststät-
te Gräfenhausen (Hessen) gestreikt und 
diese nicht mehr verlassen. Sie liefern 
Waren für DHL, Obi, Bauhaus oder Ikea, 
aber die polnische Speditionsfirma be-
zahlte die Löhne über Monate nicht 
mehr. Sie haben gestreikt … und gewon-
nen! 
   Lorenz Wassier, Berlin 

DEUTSCHLAND 

Flucht und Ausbeutung 

>> Bei einem Stundenlohn von 80 Cent schwingt ganz 
beabsichtigt mit, dass die Arbeit von geflohenen 

Menschen deutlich weniger Wert sei, als die von den 
‚guten Deutschen‘ ... << 

M an verlässt sein Land nicht ohne Grund, und die Festung Europa lässt sich nicht leicht 
erreichen. Kaum angekommen finden sich die Geflüchtete in den schrecklichsten 
Ausbeutungsverhält-nissen wieder, die hierzulande herrschen. Umso niedriger die Löhne, 

umso größer der Profit für die Bosse. Was bleibt dann noch von der rassistischen Behauptung, die 
Geflüchteten seien eine Belastung? 
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ÖSTERREICH  

Streik im Kindergarten 

Seit Jahren ist das Personal in den Kin-
dergärten von schlechter Bezahlung, zu 
großen Gruppen und Personalmangel 
betroffen. Sogar das Ministerium rech-
net vor, dass bis 2030 13.700 Stellen 
nachbesetzt werden müssten – nur um 
den Status Quo zu halten. Um kleinere 
Gruppengrößen, längere Öffnungszei-
ten und mehr Betreuungsplätze anbie-
ten zu können braucht es jedoch min-
destens 20.000 neue Kolleg:innen. Die 
Regierung verspricht eine 
„Ausbildungsoffensive“, mit der jedoch 
wohl nicht einmal die Abgänge durch 
Pensionierungen und Kündigungen 
abgefangen werden können – von Ver-
besserungen gar nicht zu reden. Das 
Kindergartenpersonal besteht überwie-
gend aus Frauen und Migrantinnen, die 
meistens zusätzlich auch noch Haus- 
und Familienarbeit leisten. Viele sind 
einer Mehrfachbelastung ausgesetzt. 
Und mit der Teuerung und zu niedrigen 
Löhne wird das Organisieren des Fami-
lienlebens für viele zu einem täglichen 
(Überlebens)kampf. 

Am 24. Oktober findet ein großer Pro-
testtag der privaten und städtischen 
Kindergärten in Wien statt. Dabei wer-
den Betriebsversammlungen im öffent-
lichen Raum abgehalten, das heißt die 
teilnehmenden Kolleg:innen arbeiten 
an diesem Tag nicht, sondern treffen 
sich alle gemeinsam zu einer großen 
Kundgebung und Demonstration. Der 
Großteil der Kindergärten läuft an die-
sem Tag nur im Notbetrieb. Eigentlich 
können wir von einem Streik sprechen. 
Die Taktik der öffentlichen Betriebsver-
sammlungen wurde von linken, kämp-
ferischen Basisvernetzungen in den 
letzten Jahren etabliert. Das Streikrecht 
ist in Österreich wage gehalten und 

Streikerfahrung in den Belegschaften 
dünn gesät. Betriebsversammlungen 
bieten den Kolleg:innen hingegen eine 
rechtlich abgesicherten Rahmen. Doch 
statt in der jeder Arbeitsstätte isoliert 
eine Hand voll Beschäftigte zu versam-
meln, gibt es einen zentralen Treff-
punkt, an dem sich die Kraft und Soli-
darität einer Bewegung erleben lässt. 

Freizeitpädagogik wehrt sich 

Die Regierung hat eine „Reform“ der 
Freizeitpädagogik, also der Betreuung in 
der Schule außerhalb des Unterrichts, 
angekündigt. Offiziell will sie das Be-
rufsbild der Freizeitpädagogik 
„aufwerten“ – indem sie es einfach ab-
schafft und durch die 
„Assistenzpädagogik“ ersetzt! Diese 
„Reform“ würde schlechtere Bezahlung 
trotz höherem Qualifikationsprofil be-
deuten. In Wirklichkeit ist es ein dil-
letantischer Versuch dem Personal-
mangel in den Schulen auf Kosten der 
Kolleg:innen entgegenzuwirken. Auch 
bei den Lehrer:innen fehlt massenhaft 
Personal, auch wegen einer vorherseh-
baren, aber ignorierten Pensionierungs-
welle. Die Lücken werden nun versucht 
mit Quereinsteiger:innen, Soldat:innen 
(!), Lehramtsstudierenden und Über-
stunden zu schließen. Ein Teil der Be-
treuung soll der neuen 
„Assistenzpädagogik“ zugeschoben wer-
den. Weil man nicht mehr Geld in die 
Hand nehmen will, soll bei deren Ge-
hältern gespart werden, um fürs gleiche 

Geld mehr Personal anstellen zu kön-
nen. Bereits im Frühjahr sind die Frei-
zeitpädgog:innen mehrfach auf die 
Straße gegangen, im September gab es 
einen weiteren Aktionstag. Der Kampf 
wird weitergehen. 

Der Sozialbereich lernt kämpfen 

Zu weiteren Kämpfen wird es auch rund 
um die kommenden Kollektivvertrags-

verhandlungen1 im Bereich der Sozial-
wirtschaft Österreich (SWÖ) kommen. 
Dort bauen linke, kämpferische Be-
triebsrät:innen seit Jahren eine Basis-
vernetzung auf. Belegschaften werden 
dabei systematisch miteinbezogen und 
vorbereitet (etwa durch Streik-
workshops) und so die Kampfkraft er-
höht. Ihre erfolgreiche Strategie hat 
Kolleg:innen und kämpferische Be-
triebsrät:innen in angrenzenden Berei-
chen inspiriert und beflügelt. 

Der Streik ist das stärkste und ein un-
verzichtbares Mittel der Arbeiter:innen, 
um Druck auf die Unternehmen und 
die Regierung auszuüben. Es ist auch 
eine Gelegenheit für die Arbeiter:innen, 
sich Fragen über die Strategie und die 
Perspektiven ihres Kampfes zu stellen. 
Unsere Solidarität gilt den Kolleg:innen, 
die sich gegen die systematischen Prob-
leme im Care- und Bildungsbereich zur 
Wehr setzen und selbst aktiv für eine 
Verbesserung ihrer Lebens- und Ar-
beitsbedingungen kämpfen. 

Barbara Scharf, Wien 

Care-Arbeiter:innen wehren sich! 

IMPRESSUM | Herausgeberin: RSO, Stiftgasse 8, 1070 Wien | Druck: Eigenvervielfältigung/Flyeralarm  
Verantwortlicher Redakteur: Florian Sund, Schmarjestr. 17, 14169 Berlin 

I n Österreich kämpfen derzeit gleich mehrere Beschäftigtengruppen im Care- und Bildungsbereich für 
höhere Löhne, mehr Personal und bessere Arbeitsbedingungen. Die Beschäftigten sind nicht nur seit 
Jahren mit immer den gleichen Problemen konfrontiert, sie haben es auch geschafft Widerstand 

aufzubauen. 

>> Das Kindergartenpersonal besteht überwiegend 
aus Frauen und Migrantinnen, die meistens zusätzlich 

auch noch Haus- und Familienarbeit leisten. Viele 
sind einer Mehrfachbelastung ausgesetzt. << 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 
www.sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin 
Di, 24.10. 18:30 Uhr Mehringhof, Gneisenaustr. 2A 
Solidarität mit den Palästinenser:innen – Schluss mit Besatzung und Krieg  
Do, 09.11. 18:15 Uhr Ort wird noch bekanntgegeben 
Was passiert in der Linkspartei? 
Do, 23.11. 18:15 Uhr Ort wird noch bekanntgegeben 
Frauen auf der Flucht 

Düsseldorf | 19:00 Uhr | Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 26.10. AfD-Aufstieg: Was tun gegen die Rechten? 
Do, 02.11. DIE LINKE und Sahra Wagenknecht – welche Perspektive?. 

Wien | 19:00 Uhr | Amerlinghaus , Stiftgasse 8, Saal 

Do, 09.11. Was sind Sozialismus und Kommunismus? 
Do, 23.11. Feminismus & Kämpfe im Care-Bereich 


